
1034954.DE PE 538.712 

Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-006968/2014 
an die Kommission 
Artikel 130 der Geschäftsordnung 
Milan Zver (PPE), Elmar Brok (PPE), Monika Hohlmeier (PPE), Romana Tomc (PPE) und 
Patricija Šulin (PPE) 

Betrifft: Umsetzung des neuen EU-Rahmens zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips 

Der ehemalige slowenische Ministerpräsident und derzeitige Oppositionsführer, Janez Janša, wurde 
am 20. Juni 2014, drei Wochen vor den Parlamentswahlen in Slowenien, inhaftiert. Auf der Grundlage 
von Indizien wurde er von einem slowenischen Gericht der Vorteilsannahme für schuldig befunden. 
Das Urteil wurde gefällt, obwohl konkrete Zeit- und Ortsangabe der mutmaßlichen Straftat sowie 
Tatbestandsmerkmale fehlten und der Verteidigung keine Fristverlängerung gewährt wurde. 

Am 16. Juni 2014, als das slowenische Verfassungsgericht den Fall prüfte, räumten drei Richter ein, 
dass es sich bei dem Urteil um einen eklatanten Verstoß gegen die Grundrechte handelt. Dennoch 
verwies das Verfassungsgericht den Fall mit absoluter Mehrheit zurück an den Obersten Gerichtshof 
Sloweniens, dessen Entscheidung noch aussteht. 

Eine von einem früheren Verfassungsrichter durchgeführte Untersuchung deutet auf ein 
systematisches Problem hin: In Slowenien haben mindestens 1200 Richter in mindestens 
442 verschiedenen Gerichtsverfahren gegen die Grundrechte verstoßen (2004–2013). Im Vergleich 
zu den anderen Mitgliedstaaten der EU ist in Slowenien das Vertrauen in das Justizwesen am 
niedrigsten (Eurobarometer, 2013). 

Kann die Kommission angesichts ihrer jüngsten Mitteilung über einen neuen EU-Rahmen zur 
Stärkung des Rechtsstaatsprinzips (COM(2014)0158) und des Grundsatzes der gegenseitigen 
Anerkennung (Artikel 82 AEUV) sowie in Anbetracht der allgemeinen Lage des Justizwesens in 
Slowenien und des Wortlauts von Artikel 7 Absatz 2 EUV erläutern, ob sie den dargelegten Fall 
weiterverfolgen wird und – falls dem so ist – auf welche Weise? 


